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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

In einem Interview mit der NZZ Ende April 2018 kündigte Johann Schneider-Ammann
seinen Rücktritt an. Der Berner Magistrat nannte das Legislaturende 2019 als klaren
Orientierungspunkt. Er sei angetreten, um die Vollbeschäftigung zu sichern, was ihm
gelungen sei. Er wolle allerdings in der verbleibenden Zeit «mit den Bauern noch etwas
Gutes auf die Beine stellen». Schneider-Ammann spielte hier auf das komplizierte
Landwirtschaftsdossier an, bei dem es unter anderem auch darum geht, die Bauern von
mehr Freihandel zu überzeugen.  
Die Rücktrittserklärung weckte unterschiedliche Reaktionen: Der SVP stiess
insbesondere deren Zeitpunkt sauer auf. Es sei eine Unsitte, so früh seinen Rücktritt
bekannt zu geben. Damit verkomme man zu einer «lame duck». Man habe sich an die
Amtsperiode von vier Jahren zu halten und vorzeitige Rücktritte seien nur aus
schwerwiegenden privaten oder gesundheitlichen Gründen tolerierbar. Auch die
Grünen kritisierten vorgezogene Rücktritte; diese zementierten die Kräfteverhältnisse,
dienten dem Staus Quo und dem Parteimarketing vor Wahlen. In der Tat zeigte eine
Studie, dass in den letzten hundert Jahren sieben von zehn Bundesrätinnen und
Bundesräten jeweils vor Ende einer Legislatur zurückgetreten waren. Die CVP hingegen
lobte die Ankündigung, da jetzt die Chance für eine Doppelvakanz bestehe – CVP-
Bundesrätin Doris Leuthard hatte ihren Rücktritt ja bereits im Sommer 2017
angekündigt. Freilich heizte die Aussage des FDP-Magistraten sofort die Spekulationen
um seine Nachfolge an.  
Mitte September 2018 verdichteten sich die Anzeichen, dass Schneider-Ammann
allenfalls vor Ende der Legislatur zurücktreten könnte. Zahlreiche Medien
thematisierten seine immer häufiger werdenden Aussetzer; die Aargauer Zeitung
wusste gar zu berichten, dass er auch in Bundesrats-Sitzungen ab und zu einnicke. Am
25. September machte der Berner Bundesrat den Spekulationen dann ein Ende und gab
seinen Rücktritt auf Ende des laufenden Jahres 2018 bekannt. Damit setzte er – so die
einhellige Medienmeinung – Doris Leuthard unter Druck, die dann in der Tat zwei Tage
später ebenfalls den definitiven Termin für ihren Rücktritt bekannt gab.
In den Medien wurde Schneider-Ammann als Unternehmer und geschickter
Handelspolitiker gewürdigt, der sich für Freihandel und Berufsbildung, vor allem das
duale Bildungssystem, eingesetzt habe. Er sei allerdings oft zu gutmütig und
friedliebend gewesen und habe um des Konsens willen seine Meinung oft zurückgestellt
(BaZ). Die Liberté bezeichnete den Berner als «ministre du table ronde», warf ihm
Schwächen in der Landwirtschaftspolitik vor und gab ihm die Schuld für die Probleme
mit der Hochseeflotte. Auch nach acht Jahren in der Regierung sei der Patron mit der
Politik nie so richtig warm geworden, bilanzierten der Tages-Anzeiger und die Aargauer
Zeitung. «Immer Unternehmer, nie Politiker» fasste das St. Galler Tagblatt diese Bilanz
zusammen und auch die NZZ titelte: «Ein Patron, der nie Politiker wurde». In den
Rückschauen häufig Erwähnung fand die Rede zum Tag der Kranken des damaligen
Bundespräsidenten («rire c'est bon pour la santé»). Die WoZ hob hervor, dass
Schneider-Ammann zwar als behäbig gegolten habe, in der Sache aber ideologische,
wirtschaftsliberale Härte gezeigt habe, die ihn am Schluss immer mehr in Konflikt mit
den Bauern, den Gewerkschaften und den Parteien gebracht habe. Ziemlich anders sah
dies die Weltwoche, die den Wirtschaftsminister dafür lobte, die Wirtschaft in Ruhe
gelassen zu haben. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 25.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Economie

Agriculture

Sylviculture

Codoc, eine Fachstelle des Bundes, welche sich mit der forstlichen Bildung befasst,
kam im Sommer 2015 im Rahmen einer Umfrage zum Schluss, dass sich ein
Nachwuchsmangel in der Forstwirtschaft abzeichne. Bis im Jahr 2030 würden 53
Prozent der in der Schweiz aktiven Förster und Försterinnen pensioniert werden.
Zusätzlich wandere etwa die Hälfte der Lehrabgänger und Lehrabgängerinnen in andere
Branchen ab. Gründe dafür könnten sein, dass die Bezahlung in anderen Branchen
häufig besser und die Arbeit im Wald körperlich sehr anspruchsvoll sei. Um einem
Fachkräftemangel in der Zukunft entgegenzuwirken, will die Fachstelle in die
Berufswerbung investieren. Ueli Meier, Präsident der Konferenz der Kantonsförster,
forderte zudem, den Fokus vermehrt auf Frauen und Quereinsteigende zu legen. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.07.2015
LAURA SALATHE

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Formation professionnelle

Wer in einem Kanton eine Berufslizenz hat, darf seinen Beruf grundsätzlich in der
ganzen Schweiz ausüben. Mit einem Gutachten zu einem konkreten Fall (Bündner
Psychotherapeutin vs. Kanton St. Gallen) verlieh die Wettbewerbskommission (WEKO)
diesem Prinzip des Binnenmarktgesetzes Nachdruck. Sie verwies auf das dort
verankerte Herkunftsortprinzip (Cassis-de-Dijon-Prinzip), wonach eine Person ihre
privatrechtliche Erwerbstätigkeit in der ganzen Schweiz ausüben darf, wenn ihr dafür
von einem Kanton die Erlaubnis erteilt wurde. Laut Weko darf von diesem Prinzip nur
„aus überwiegenden öffentlichen Interessen“ abgewichen werden. Dies wäre
beispielsweise der Fall, wenn ein Kanton die im Herkunftskanton geltenden
Anforderungen an die Berufsausübung als ungenügend erachtet und deswegen die
Gesundheit der Bevölkerung gefährdet sieht. 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 22.01.2002
MARIANNE BENTELI

Volkswirtschaftsdirektor Joseph Deiss eröffnete Mitte des Berichtsjahres die 37.
Berufsweltmeisterschaft in St. Gallen und betonte die Bedeutung von Freude und
Spass, die von der Ausübung eines Berufs ausgehen müsse – ganz gleich, um welchen
Beruf es sich dabei handle. Die Weltmeisterschaft wurde zum Publikumserfolg: 179'000
statt der erwarteten 150'000 Zuschauende verfolgten den Wettstreit, dessen Niveau
sowohl hinsichtlich der Organisation des Anlasses als auch der Professionalität der
Kandidierenden gelobt wurde. Wirtschaftsminister Deiss oblag es im weiteren, in St.
Gallen die grösste Schweizer Bildungsmesse, die Ostschweizer Bildungs-Ausstellung
(OBA), zu eröffnen. Er plädierte in seiner Ansprache für eine permanente Weiterbildung
als Wettbewerbsfaktor für den Schweizer Wirtschaftsstandort und warnte vor einem
Abfall der Schweiz in ein diesbezügliches Mittelmass. 4

DÉBAT PUBLIC
DATE: 28.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Die EDK verabschiedete ein Passerellen-Reglemet, nach dem Inhaberinnen und
Inhaber einer Berufsmaturität über eine Ergänzungsprüfung Zugang zu universitären
Hochschulen erhalten. Diese Prüfung umfasst die Fachbereiche lokale Landessprache,
zweite Landessprache oder Englisch, Mathematik, Naturwissenschaften sowie Geistes-
und Sozialwissenschaften. 5

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Erziehungsdirektorenkonferenz einigte sich auf die Grundsätze für eine Revision
der interkantonalen Vereinbarungen im Berufsbildungsbereich. Diese zielten darauf ab,
auch Jugendlichen in der Berufsbildung (und nicht nur Studierenden) eine möglichst
grosse Mobilität zu ermöglichen. Denn wer ausserhalb seines Wohnkantons an einer
Höheren Fachschule studiert, muss mit hohen Studiengebühren rechnen, ausser,
zwischen den beiden Kantonen existiert ein Finanzierungsabkommen. Die EDK schlug,
gestützt auf das neue Berufsbildungsgesetz, vor, dass die Kantone neu an die
Standortkantone Kopfbeiträge pro Studierende zahlen und die Qualitätsstandards der
Höheren Fachschulen untereinander in Einklang bringen, so dass schliesslich ein

DÉBAT PUBLIC
DATE: 06.11.2004
MAGDALENA BERNATH
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gesamtschweizerisch vergleichbares Niveau in der Berufsbildung resultiert. 6

An der zweiten nationalen Lehrstellenkonferenz in Genf stellte Bundesrätin Leuthard
ein vom Bund finanziertes Stützprogramm für schulisch und sozial benachteiligte
Jugendliche vor. Das von Bund und Kantonen gemeinsam getragene „Case-
Management“ will Jugendliche bereits ab dem 7. Schuljahr erfassen und gezielter als
bisher fördern; Lehrer, Berufsberater und Eltern werden miteinbezogen. Ab dem 9.
Schuljahr erhalten die Betroffenen einen persönlichen Coach zur Seite gestellt, der
ihnen bei der Berufswahl und der Lehrstellensuche hilft. Er steht solange zur Verfügung,
bis eine definitive Lösung für den Berufseinstieg gefunden ist. Die Kosten dieses
Engagements übernimmt der Bund, er unterstützt Pilotprojekte und leistet die
Anschubfinanzierung. Die Kantone klären den konkreten Bedarf ab, damit das Konzept
im kommenden Frühjahr umgesetzt werden kann. Ausgebaut wird auch das
Beratungsangebot für Lehrbetriebe: Bund, Kantone und Arbeitsorganisationen
erarbeiten ein Hilfsprogramm für jene Betriebe, die Jugendliche mit erschwerten
Anforderungen ausbilden. Sie erhalten Unterstützung in rechtlichen, organisatorischen
und sozialen Fragen sowie bei Konflikten und Krisen. Um die Zahl jener Schulabgänger
zu erhöhen, die eine Ausbildung auf Sekundarstufe II erreichen (Ziel ist eine Erhöhung
von 90% auf 95% bis 2015), plant die EDK das Projekt „Nahtstelle“, das den Übergang
von der Schule zur nachobligatorischen Ausbildung optimiert, damit Jugendliche
künftig weniger Zeit verlieren durch unnötige Wechsel, Lehrabbrüche oder Wartejahre.
Gewerbe und Gewerkschaften reagierten positiv auf die beiden Projekte. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 14.11.2006
MAGDALENA BERNATH

Nach Jahren des Lehrstellenmangels dürfte sich die Situation aus demografischen
Gründen und wegen der Attraktivität des Gymnasiums bald umkehren und die
Unternehmen werden um gute Lehrlinge kämpfen müssen. Die grössten
Schwierigkeiten gibt es bei Berufen, mit hohem Qualifikationsniveau, wie
Polymechaniker oder Konstrukteur. Hier wirkt sich besonders aus, dass gute
Schülerinnen und Schüler häufiger den Weg über das Gymnasium wählen. Viele
Branchen reagierten und lancierten im Berichtsjahr aufwändige Werbe- und
Imagekampagnen. Gleichwohl wird es auch weiterhin Jugendliche geben, die Mühe
haben, eine Lehrstelle zu finden – vor allem solche mit sozialen und schulischen
Defiziten. 8

DÉBAT PUBLIC
DATE: 26.10.2010
ANDREA MOSIMANN

Johann Schneider-Ammann (plr), ministre de l’économie, de la formation et de la
recherche, a indiqué qu’il souhaitait encourager financièrement la formation
professionnelle supérieure. En effet, tout comme Jean-François Rime (udc, FR),
président de l’Union suisses des arts et des métiers, il a déploré des inégalités de
traitement entre formation professionnelle supérieure et formation académique. Le
but est l’encouragement et l’amélioration de la reconnaissance à l’échelle nationale et
internationale de telles formations. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.08.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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